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Anlage 12.

Bericht und Antrüge
des Provinzialausschusses,

betreffend

die Fürsorge für die Provinzialbemnten der Rheinpromnz in Folge von Betriebsunfällen.

Das Uufallvcrsichcrnngsgesetz vom 6. Juli 1884 (R.-G.-Bl. S. 69), das Gesetz über die
Ausdehnung der Unfall- und Krankenversicherung vom 28. Mai 1885 (R.-G.-Bl. S. 159) und
das Gesetz, betreffend die Unfallversicherung der bei Baute« beschäftigte» Personen,vom 11. Juli 188?
(R.-G.-Bl, S. 28?) erstrecken sich ans die bei unfallversichernngspflichtigcnBetrieben bezw. bei
Ausführung von Bauten beschäftigten Reichs-, Staats- nnd Communalbeamtcn nur dann, wenn
dieselben ohne festes Gehalt und ohne Pensionsberechtigungbeschäftigtsind uud cutwcder cincu
Lohu oder ein Jahreseinkommen von höchstens 2000 Mark beziehen oder bei höherem
Jahreseinkommen durch besonderestatutarischeBestimmung einer Berufsgcuossenschaft «. der Vcr-
sicherungspflicht nnterworfen werden. Allen übrigen in unfalluersichcrungspflichtigenBetrieben be¬
schäftigtenReichs-, Staats- und Commuualbemntcn steht, wenn uou den unzureichendenBestim¬
mungen des Haftpflichtgcsetzes und von sonstigen eiuilrechtlichcn Schadenscrsatzfordcrnngcnabgesehen
wird, eiu Anspruch auf Fürsorge für den Fall der Dienstunfähigkcit,welche sie durch einen im
Dienst erlittenen Betriebsunfall sich zuziehen,nur nach Maßgabe ihrer Pcnsionsansprüche,also nur
insoweit zu, als ihueu durch Gesetz, Reglements :c. das Recht auf den Bezug einer Pension bei¬
gelegt ist. Das Gleiche gilt auch von den Hinterbliebenen solcher in Folge eines Betriebsunfalles
gestorbenerBeamten Die gesetzlichen und rcglemeutsmäßigenPensionen, Wittwen- und Waisen-
gclder, welche im Rcichsdicnste,im Staatsdienste oder im Dienste der Commuualverwaltungcuge¬
währt weiden, erreichenaber vielfach nicht die in den Unfallvcrsicherungsgcsetzcn vorgesehenen Renten.

Aus sozialpolitischenund aus Billigkcitsrücksichtcnist seitens der Reichs- und Königlich
Preußische,, Staatsregicruug das Bedürfniß anerkannt worden, die verschiedenartige Behandlnng in
der Fürsorge, welche zwischenden nntcr die Unfallvcrsichcrungspflichtfallenden Personen und den
in unfallversichernngspflichtigenBetrieben beschäftigten,von der Unfallversicherungaber ausgeschlos-
seucn Reichs- und Staatsbeamten besteht, durch gesetzlicheBestimmungenthunlichstzu beseitigen.

Durch das Reichsgesctz vom 15. März 1886 (R-G.-Vl. S. 53) nnd das Preußische
Gesetz vom 18. Juni 188? (G.-S S. 282) ist die Fürsorge für Reichs- bezw. Staatsbeamte in
Folge von Betriebsunfälle» geregelt worden.

Nach § 1 dieser beiden Gesetzeerhalten Reichsbecuntcbezw. unmittelbare Staatsbeamte,
welche in reichsgesetzlich der Unfallversicherungunterliegenden Betrieben beschäftigtsind, wenn sie
in Folge eines im Dienste erlittenen Betriebsunfalles dauernd dienstuufähigwcrdeu, als Pension
66«/» °/« ihres jährlichen Diensteinkommens, soweit ihnen nicht nach anderweiter gesetzlicherVor¬
schrift ein höherer Betrag zusteht. Personen der bezeichneten Art erhalten, wenn sie in Folge
eines im Dienste erlittenen Betriebsunfalles nicht dauernd dienstunfähig geworden, aber in ihrer
Erwerbsfähigkeitbeeinträchtigtworden sind, bei ihrer Entlassung aus dem Dienste als Pension-
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1, im Falle völliger Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derselben den vorstehend be¬
zeichneten Betrag,

2, im Falle theilwciser Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derselben einen Bruchtheil
der bezeichneten Pension, welchernach dem Maße der verbliebenenErwcrbsfähigkcit
zu bemessen ist,

sofern solchen Personen nach auderwcitcr gesetzlicherVorschriftkein höherer Betrag zusteht.
Nach den: Wegfall des Dienstcinkommcnssind den Verletzten außerdem die noch er¬

wachsendenKosten des Heilverfahrens zu ersetzen.
Der 8 2 der voraufgeführten beiden Gesetze regelt die Fürsorge für die Hinterbliebenen.

Es ist in demselben bestimmt, daß die Hinterbliebenen solcher im § 1 bezeichnetenPersonen,
welche in Folge eines im Dienste erlittenen Betriebsunfalles gestorbensind, erhalten:

1. als Sterbegeld, sofern ihnen nicht nach andcrweiter Bestimmung Anspruch auf
Gnadenquartal oder Guadcnnwnat zusteht, den Betrag des einmonatigenDienstein-
kommcns bczw. der einmonatigenPensiondes Verstorbenen, jedoch mindestens 30 Mark.

2. eine Rente. Dieselbe beträgt
a) für die Wittwe bis zu deren Tode oder Wiedcrvcrheirathung 20 "/„ des

jährlichen Dicnsteiukommensdes Verstorbenen, jedoch nicht unter 160 Mark
und nicht mehr als 1600 Mark;

d) für jedes Kind bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres oder bis zur
etwaigen früheren Verhcirathuug, sofern die Mutter lebt, 75"/« der Witwen¬
rente, und, sofern die Mutter nicht lebt, die volle Witwenrente;

c) für Ascendenten des Verstorbenen, wenn dieser ihr einziger Ernährer war,
für die Zeit bis zu ihrem Tode oder bis zum Wegfall der Bedürftigkeit
20°/o des Diensteinkommensdes Verstorbenen, jedoch nicht unter 100 Marl
und nicht mehr als 1600 Mark; sind mehrere derartig Berechtigte vor¬
handen, so wird die Rente den Eltern vor den Grußcltcrn gewährt.

Der § 2 bestimmt ferner, daß die Renten zusammen 60"/<> des Diensteinkommensnicht
übersteigen dürfen. Ergiebt sich ein höherer Betrag, so haben die Ascendenten nur insoweit einen
Anspruch,als durch die Renten der Wittwe und Kinder der Höchstbetrag der Rente nicht erreicht
wird. Soweit die Renten der Wittwe und Kinder den zulässigen Höchstbctrag überschreiten,
werden die einzelnen Renten in gleichem Verhältnisse gekürzt.

Steht nach anderweiten gesetzlichenVorschriften den Hinterbliebenen ein höherer Betrag
zu, so erhalten sie diesen. Der Ansprnch der Wittwe ist ausgeschlossen, wenn die Ehe erst nach
dem Unfall geschlossen ist.

Die übrigen Paragraphen des Gesetzes enthalten vorwiegend Ausführungsbestimmungen.-^
In der Begründung der beiden Gesetze ist hervorgehoben,daß die Regelung der Fürsorge

für die Cummunalbcamtcn in Folge von Betriebsunfällen der statutarischen bczw rcglemen-
tarischen Festsetzung der Cummuualvcibäudc vorbehalten bleiben müsse. Um jedoch den Communal-
uerbändcn eine derartige Regelung zu erleichtern, enthält der H 12 des Reichsgesetzesvom 15.
März 1886 sowohl als auch der § 11 des Preußischen Stcmtsgesetzcsvom 18. Juni 188? die
Bestimmung, daß Eomnmnalbeamten und deren Hinterbliebenen, für welche dnrch statutarische
Festsetzung gegen die Folgen eines im Dienste erlittenen Betriebsunfalles eine den Vorschriftender
genannten Gesetze mindestens gleichkommende Fürsorge getroffen ist, gegen den Commnnalverband
in dessen Dienst der Unfall erlitten ist, weitergehendeAnsprüche nicht zustehen.
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Ein vor Kurzem einem Straßenaufsichtsbeamten im Dienste zugestoßenerUnfall, welcher
dessen Tod zur Folge hatte, hat zur Prüfung der Frage Anlaß gegeben, ob eine Fürsorge für
die Provinzialbcamten im Umfange der beiden oben angeführten Gesetze durch Erlaß rcglcmen-
tarischer Bestimmungenherbeizuführensei. Eine Umfrage bei den Landesdirektorender Monarchie
hat ergeben, daß eine solche rcglemcntarischeNegeluug um seitens des BezirksvcrbaudesNassau
stattgefundenhat, daß aber bei den übrigen Prouinzial- und BczirksverbändenBestimmungenzu
Gunsten der Provinzialbcamten bei Betriebsunfällen nicht getroffensind, weil bei den vereinzelt
vorkommendenderartigen Fällen ein Bedürfniß zum Erlaß solcher Bestimmungen nicht hervor¬
getreten sei, und in diesen Fällen auch ohne statutarischeRegelung die Frage der Fürsorge ihre
befriedigende Erledigung ganz im Sinne der Gesetze für die Reichs- uud die unmittelbarenStaats¬
beamten gefunden habe bezw, finden werde. Da anch in diesseitigerProvinz Betriebsunfälle der
Provinzialbcamten nach den gemachten Erfahrungen voraussichtlichnur selten zu erwarten sind,
empfiehlt es sich, vor der Hand denselben Standpunkt einzunehmen, den Provinzialbcamten aber
und deren Hinterbliebenenin eintretenden Fällen eine den mehrerwähntengesetzlichen Bestimmungen
gleichkommendeFürsorge zu Theil wcrdcu zu lassen. Bei dem oben berührten Unfälle eines
Straßenaufsichtsbenmteu — des Straßenmeisters Zcns in Hühcnberg —, welcher bei einer in
Ausübung des Dienstes ausgeführten Eisenbahnfahrt ohne Verschuldender Bahn verunglücktist,
hat der Provinzialausschuß in Würdigung aller in Betracht kommenden Verhältnisse in diesem
Sinne geglaubt verfahren zu sollen. Nach dem Reglement, betreffend die Fürsorge für die
Wittwen- und Waisen von Provinzialbcamten, steht der Wittwe ein Wittwen¬
geld von ...................... 254 Mark 66 Pf.
und für zwei Waisen Waisengeld von je 50 Mark 93 Pf. -^ ..... 101 „ 86 „

im Ganzen also 356 Mark 52 Pf.
zu. Nach den gesetzlichen Bestimmungen über die Fürsorge für Reichs- und Staatsbeamte bei
Unfällen berechnetsich die Wittwenrente auf ........... 339 Mark 52 Pf.
und die Rente für die zwei Waisen auf je 254 Mark 64 Pf. - . . . . 509 „ 28 „

zusammen also 848 Mark 80 Pf.
Der Provinzialausschuß hat diese Renten bewilligt. Es wird beantragt, zu dieser Maß¬

nahme die nachträglicheGenehmigungzu ertheilen, sowie deu Provinzialausschuß zu ermächtigen,
künstigden Provinzialbcamten, welche in reichsgesetzlich der UnfallversicherungunterliegendenBe¬
trieben beschäftigt sind, wenn sie in Folge eines im Dienste erlittenen Betriebsunfalles dienst-'
unfähig werden, und deren Hinterbliebenen, wenn der Beamte in Folge eines im Dienste erlittenen
Betriebsunfalls gestorben ist, eine dem Reichs- und Staatsgcsetzc gleichkommende Fürsorge zu ge¬
währen. Es würde jedoch eine unberechtigteUngleichmäßigkeitbestehen bleiben, wenn diese Für¬
sorge nur auf die in unfallvcrstcheruugspflichtigenBetrieben beschäftigten Beamten sich beschränken
und nicht auch andere Bedienstete umfassen würde, welche in nicht der Unfallversicherungunter-
worfenen Betrieben beschäftigt sind, wenn denselbenbei Ausübuug ihres Diensten Unfälle zustoßen,
die Erwerbsunfähigkeit :c. zur Folge haben. Es wird hier unter andern auf die in der Kranken¬
pflege thätigen Personen besonders hingewiesen Daß das Pflegepersonal in den Provinzial-
Inennnstalten in der Wahrnehmung des Dienstes Gefahren für Leben und Gesuudheit ausgesetzt
'st, haben Vorkommnissegelehrt. Auch in dem Bericht und den Anträgen, betreffend die Fürsorge
für die Geisteskrankenund die Epileptiker der Rheinprovinz — Drucksachen. Nr. 11 -, ist (Seite
5?1) aus die Nothwendigkeiteiner Fürsorge für das Pflegepersonal bei Unfällen im Dienste als ein
Weiteres Mittel zur Sicherstellung der Zukunft des Pflegepersonals von geringer finanzieller, da-
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